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Metropolen und periphere Regionen

- Probleme der Sozialpolitik
im 21. Jahrhundert

Prof Dr. Elisabeth Lichtenberger, Institut für
Geographie, Universität Wien, 26. Oktober
1999

Ausgangsthese der Referentin ist, dass der
soziale Wohlfahrtsstaat am Ende des „Pro-
duktezykluses" sei. Er wird heute v.a. mit
folgenden Problemen konfrontiert: Demographische

Überalterung und gesunkene Flexibilität
sowie die Globalisierung der Migration

Zum ersten Punkt wird das Pensionensystem der
USA mit demjenigen der EU verglichen. In den
USA muss jeder Bürger und jede Bürgerin für die
Pension selber Vorsorgen. Diese Verantwortung
der Bürgerinnen und Bürger wird in den Ländern
der EU dem Staat übertragen. Daraus ergibt sich
eine Zwangsmitgliedschaft bei den Sozialwerken,
die so in den USA undenkbar wäre.

Der zweite Bereich betrifft v.a. den Arbeitsmarkt.
Hier gibt es grosse Unterschiede zwischen den
USA und der EU betreffend der Arbeitslosigkeit.
In den USA herrscht eine soziale Desorganisation
und hohe Kriminalität vor. Eine Ghettoisierung
der Ethnien zeichnet sich in den US-
amerikanischen Grossstädten ab. In den Ländern
der EU bestehen unterschiedliche Regimes der
Sozialpolitik:

- egalitäre Wohlfahrtsstaaten wie Skandinavien

- die institutionellen Wohlfahrtsstaaten

- sowie der Sonderfall Grossbritannien

Eine Sozialpolitik als Regionalpolitik existiert bisher

in den Ländern der EU zum Ausgleich
zwischen den Metropolen und den peripheren
Regionen (in Zukunft weniger) aber nicht in den
USA.

Doris Wastl-Walter

Alpenkonvention: Instrument der
nachhaltigen Entwicklung und
Konfliktlösung im Alpenraum

Dr. Arthur Mohr, Präsident des Ständigen
Ausschusses der Alpenkonvention, BUWAL,
Bern, 9. November 1999

Mit Arthur Mohr vom BUWAL, welcher
zugleich Präsident des ständigen Ausschusses

der Alpenkonvention ist, konnte ein
äusserst kompetenter Referent zum Thema
Raumkonflikte - Konflikträume gewonnen
werden. Der hochsensible und in zahlreichen
Entwicklungen gefährdete Alpenraum könnte
zu einem Modellfall für nachhaltige Entwicklung,

Zusammenarbeit und Konfliktlösung in
Europa werden. Die Alpenkonvention bietet
sich als Instrument für die Umsetzung solcher
Ziele an.

Konflikte existierten schon immer, wo Menschen
zusammenlebten. Aber gerade das Zeitalter der
wirtschaftlichen Globalisierung, der Flexibilisierung

und Beschleunigung hat neue Interessen
und damit neue Konfliktquellen mit sich gebracht.
Es rückt somit die Frage in den Vordergrund, wie
mit Konflikten umzugehen sei. Während früher
anfänglich oft der Weg der Konfrontation
eingeschlagen wurde, so setzte sich später die
Erkenntnis durch, dass ein Ausgleich der Interessen
zu einem höheren gesellschaftlichen Nutzen führen

und damit alle besser stellen könnte. Ein
Beispiel hierzu wäre die Umweltpolitik, welche zu
Beginn vom Konflikt Umwelt/Wirtschaft geprägt
war. Gebote und Verbote standen im Vordergrund.

Erst in der modernen Umweltpolitik wird
ein Interessenausgleich angestrebt, welcher
Schutz und Nutzen in ein Gleichgewicht bringen
will.

Die Vision der nachhaltigen Entwicklung bietet in

der heutigen Zeit die grosse Chance, global,
regional und lokal diesen Ausgleich der Interessen
zu fördern und damit die Zukunftsfähigkeit der
Menschen zu sichern. Mit ihren drei Dimensionen
Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft ist die
nachhaltige Entwicklung ein gesellschaftliches Projekt.
Alle Akteurinnen und Akteure sind aufgerufen, im
Rahmen eines gesellschaftlichen Such-, Lern-
und Gestaltungsprozesses zukunftsfähige
Formen des Lebens und Wirtschaftens zu finden. Die
nachhaltige Entwicklung ist eine Aufgabe für
Jahrzehnte, die Geduld und Ausdauer erfordert.

In der Schweiz ist die nachhaltige Entwicklung
sowohl eine Aufgabe auf Bundesebene - sie ist
in der Bundesverfassung verankert - wie auch
auf Kantons und Gemeindeebene (lokale Agenda
21). Aber auch die Wirtschaft, NGO's und
Wissenschaft spielen bei ihrer Umsetzung eine wichtige

Rolle.
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